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reits als Entscheidungskampf gegen den Kapitalismus an 
und ignorierten die Flexibilität des bürgerlichen Staates bei 
der Anwendung der Strafgewalt. Erst in der Phase der rela­
tiven Stabilisierung des deutschen Kapitalismus (1924 bis 
1928) und in Auswertung der Leninschen Imperialismus­
theorie gelangte die KPD zu einer differenzierteren Sicht.11

Rechtsschutz und Rechtsberatung

Mit Beginn der relativen Stabilisierung veränderte sich auch 
das Vorgehen der deutschen Justiz gegen revolutionäre Ar­
beiter. Das Reichsgericht und der 1922 gegründete Staats­
gerichtshof zum Schutze der Republik legten in ihrer Spruch­
praxis den Tatbestand „Vorbereitung zum Hochverrat“ (§ 86 
StGB von 1871) so extensiv aus, daß sämtliche Funktionäre 
der KPD allein wegen ihrer revolutionären Zielsetzung straf­
rechtlich verfolgt werden konnten. Nach diesem Tatbestand 
wurden in Verbindung mit dem Republikschutzgesetz vom
21. Juli 1922 kommunistische Verleger, Schriftsetzer, Redak­
teure, Buchhändler, Mieterobmänner und Zeitungsboten zu 
Freiheitsstrafen verurteilt. Die Rechtsprechung gründete sich 
aber nicht mehr auf Notverordnungen auf der Basis von 
Art. 48 der Weimarer Verfassung.

Die KPD reagierte auf die neue Situation mit der Um­
strukturierung und Erweiterung der JZ. Anfang 1924 unter­
gliederte sich die JZ in drei Abteilungen: Rechtsberatung und 
Rechtsschutz, Strafvollstreckung und Begnadigung sowie Be­
richterstattung und Presse.11 12 13 14 15 Mitarbeiter der JZ waren u. a. 
die Rechtsanwälte Eduard Alexander, Fritz Löwenthal, 
Joseph Herzfeld und Gerhard Obuch18 ferner waren dort 
die Parteiarbeiter Hans Tittel, Willi Korbmacher und Ferdi­
nand Timpe tätig.

Der Rechtsschutz umfaßte alle Maßnahmen gegen die 
politische Strafverfolgung von Arbeitern. Diese Aufgabe über­
nahm die JZ bis 1927 auch für die RHD. Allein 1924 erhielten 
17 960 Personen Rechtsschutz. Die Korrespondenz der JZ 
wies von März 1924 bis März 1925 16 243 Eingänge und 
13 965 Ausgänge auf. Zu 188 Rechtsanwälten unterhielt die 
JZ im Oktober 1924 Beziehungen. 14 Die Berichte und Stati­
stiken der JZ enthalten genaue Angaben über die Anzahl der 
gegen Kommunisten, Sozialdemokraten und andere linke 
Kräfte geführten politischen Strafverfahren, über Namen und 
Parteizugehörigkeit der Angeklagten, über die Namen der 
Verteidiger, über den Gerichtsort, die der Verurteilung zu­
grunde gelegten Straftatbestände, die verhängten Strafen 
und über die Strafanstalten, in denen die zu Freiheitsstrafen 
verurteilten Arbeiter einsaßen.'*

Zur Vorbereitung der Verteidigung und zur Auswertung 
der Tendenzen der Rechtsprechung führte die JZ im April 
und September 1924 erstmals Anwaltskonferenzen mit den 
„ausgesprochen politischen Verteidigern“ durch. Ihre Zahl 
belief sich auf etwa 20. Zu ihnen gehörten Rolf Helm, Lud­
wig Barbasch, Ernst Hegewisch, Arthur Wolff, Hugo Seckel 
und Artur Samter.16 Um die Auswertung der Rechtsprechung 
zu erleichtern, wurde beschlossen, dreimal monatlich ein 
Mitteilungsblatt herauszugeben, für das Robert Herzfeld, 
der Sohn Joseph Herzfelds, verantwortlich war.

Interessant ist, daß sich die Verteidiger für die Vorberei­
tung politischer Prozesse aus dem Archiv der JZ nicht nur 
juristische Kommentare, sondern grundlegende Arbeiten des 
Marxismus-Leninismus ausliehen, wie z. B. „Staat und Revo­
lution“, „Das Manifest der Kommunistischen Partei“, „Der 
Bürgerkrieg in Frankreich“ oder der „Kölner Kommunisten­
prozeß“.17 Dies ist wohl auch Ausdruck für die Breite und 
theoretische Tiefe, in der die KPD Strafrechtspraxis sah, und 
dafür, welche Voraussetzungen sie für einen erfolgreichen 
Klassenkampf vor Gericht als erforderlich erachtete.

Beim Rechtsschutz ging es der KPD darum, alle Möglich­
keiten des Strafrechts, des Strafprozeßrechts und des Ge­
richtsverfassungsrechts zu nutzen. In diesem Sinne äußerte 
sich Eugen Schönhaar, Leiter des Mitteleuropäischen Büros 
der „Internationalen Roten Hilfe“ (IRH), auf einer Verteidi­
gerkonferenz am 26. Januar 1926 über die Rolle der Schöffen 
und Geschworenen. Er legte dar, daß die Möglichkeit, die 
Justiz in einzelnen Fällen über die Laienrichter zu kontrol­

lieren, bisher noch nicht beachtet worden sei.18 Im selben 
Jahr erschien Halles Schrift „Der Proletarier als Schöffe und 
Geschworener“, deren Zielstellung auch dem Reichskommis­
sar für Überwachung der öffentlichen Ordnung nicht verbor­
gen blieb: Er sah in der Broschüre einen Beweis dafür, daß 
die KPD jede ihr zugängliche Machtstellung im Staat zu des­
sen Untergrabung ausnutzte.19

Wissenschaftlich begründete Parlamentsarbeit

Die in der JZ gewonnenen Erkenntnisse und das Material 
zur Klassenjustiz verwerteten die KPD-Fraktionen unmit­
telbar für ihre Tätigkeit in den Parlamenten. Die Anträge 
der KPD im Strafrechtsausschuß wurden in der JZ, die 1925 
eine ständige Kommission zur Strafrechtsreform einrichtete, 
und auf weiteren Anwaltskonferenzen vorbereitet.20 Die 1925 
in der JZ ausgearbeitete Denkschrift zu den Voraussetzungen 
des Hochverrats von links und rechts21 ermöglichte es den 
Abgeordneten der KPD, im Reichstag und im preußischen 
Landtag gegen die Aushöhlung der Straftatbestände durch 
die bürgerliche Justiz aufzutreten. Die Interpellationen der 
KPD, ihre Amnestieanträge und Reichstagsredner stützen 
sich unmittelbar auf die theoretischen Vorarbeiten der KPD- 
Juristen. Die empirischen Fakten der JZ versetzten Theore­
tiker der KPD zugleich in die Lage, zu tieferen Aussagen vor­
zustoßen. So führte Karl Korsch22 23 * in der Reichstagsdebatte 
vom 11. März 1925 aus: Die bürgerliche Rechtsentwicklung 
teile sich in drei Epochen. Als das Bürgertum eine revolutio­
näre Klasse war, seien das Recht, das Naturrecht, die Idee 
des Rechtsstaates eine revolutionäre Idee gewesen. Danach 
sei das Recht zu einer bloßen positiven Tatsache entartet. In 
der gegenwärtigen imperialistischen Phase des Kapitalismus 
seien „die Rechtsgarantien des Rechtsstaates, die Formen 
des Rechts, die Gesetze selbst den heutigen Machthabern zu 
einer unbequemen Fessel geworden“.28
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